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KURZ KOMMENTIERT

Bündnis für Arbeit

Als Allianz erfolgreich

Der als Arbeitsminister in Kanzlerkandidat Schröders
Schattenkabinett ernannte Gewerkschaftsfunktionär
Riester hat eine Neuauflage des gescheiterten
„Bündnis für Arbeit" angekündigt, das sofort nach er-
folgreicher Bundestagswahl der Sozialdemokraten im
September in Angriff genommen werden soll. Zwar
stößt ein neues Bündnis für Arbeit auf Arbeit-
geberseite noch auf Vorbehalte. Gleichwohl werden
bereits zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern
Sondierungsgespräche geführt. Dabei haben die
Arbeitgeber deutlich gemacht, daß mit ihnen Ab-
sprachen nur zustande kommen, wenn die Reform-
maßnahmen der jetzigen Bundesregierung nicht rück-
gängig gemacht werden. Dies wird inzwischen offen-
sichtlich auch von Gewerkschaftsseite akzeptiert.

Das Beispiel der Niederlande veranschaulicht, wie
erfolgreich eine große Koalition aus Tarifparteien und
Staat bei konsequenter Umsetzung umfassender
Reformvorhaben sein kann. Eine Allianz aus Gewerk-
schaften, Arbeitgebervertretern und Politikern ist
dann zu begrüßen, wenn sie in einem Bündnis für
Arbeit die Grundlage schafft, um weitere Reformen zu
einer Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durchzuset-
zen, aber vor allem um einen kostenentlastenden
Umbau der Sozialsysteme endlich in Angriff zu neh-
men. Dabei ist es jedoch erforderlich, daß der Versuch
einer erneuten Vereinbarung zwischen den Tarif-
parteien und der Bundesregierung nicht die auf
Firmenebene entstandenen Bündnisse für Arbeit ge-
fährden. Auch die ersten bescheidenen Erfolge am
Arbeitsmarkt im Zuge der allgemeinen konjunkturellen
Aufwärtsbewegung können nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß die grundsätzlichen Probleme der Arbeits-
losigkeit nur über weitere Reformmaßnahmen zu be-
heben sind. ' dw

Direktinvestitionen

Wenig aussagefähiger Indikator

Die Direktinvestitionen ausländischer Unternehmen in
Deutschland haben im ersten Vierteljahr 1998 kräftig
zugenommen. Wurden in den beiden Vorjahren noch
Nettokapitalabflüsse registriert, so weist die Bun-
desbank-Statistik nunmehr Zuflüsse von 8 Mrd. DM
aus - soviel wie nie zuvor in den vergangenen
20 Jahren. Manche interpretieren dies als Ergebnis ei-

ner verbesserten Standortqualität und als „Entwar-
nung" für den Standort Deutschland.

Derartige Schlußfolgerungen erscheinen allerdings
aus mehreren Gründen voreilig. Zum einen mag es
sich um eine kurzfristige Erscheinung handeln, aus-
gelöst durch wenige Großakquisitionen; im Jahre
1995 hatte es auch einen derartigen „Ausreißer" nach
oben gegeben. Zum anderen sind die ausgewiesenen
Kapitalzuflüsse auch grundsätzlich kein besonders
guter Indikator für die Standortqualität. Sie sind eher
das Ergebnis von - sehr wechselhaften - Finanzie-
rungsstrategien ausländischer Unternehmen. Die
Kapitalzuflüsse müssen nicht mit Sachanlage-
investitionen einhergehen, etwa wenn sie der Akqui-
sition eines bestehenden deutschen Unternehmens
dienen. Sie bilden aber auch die Sachanlage-
investitionen nur unvollständig ab, soweit die deut-
schen Töchter selbst für ihre Finanzierung auf den
Kapitalmärkten sorgen. Für die Tätigkeit ausländi-
scher Unternehmen in Deutschland und deren Ein-
schätzung der hiesigen Standortqualität sind daher
aussagekräftigere Indikatoren heranzuziehen, z.B.
Beschäftigten-, Produktions- und Investitionsdaten,
die jedoch noch nicht in hinreichender Aktualität vor-
liegen.

Wie auch immer man die Tauglichkeit der Kapi-
talzuflüsse als Standortindikator interpretiert, die
EU-weite Öffnung der Märkte in den Energie-, Finanz-
und Verkehrssektoren läßt erwarten, daß die wechsel-
seitigen Direktinvestitionen in der EU zunehmen
werden. ju

Güterkraftverkehr

Ineffizienzen beseitigt

Am I.Juli 1998 ist das neue Bundesgesetz zum
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr in Kraft ge-
treten. Die nationalen Bestimmungen werden damit
nach einer langen Übergangsphase an das europäi-
sche Recht angepaßt. Im deutschen Gesetz bestan-
den bislang unterschiedliche Regelungen für den
Nahverkehr, den Umzugsverkehr und den Fern-
verkehr. Diese Trennung der einzelnen Sparten und
die im Gesetz enthaltene Kontingentierung fallen jetzt
vollständig weg. Außerdem, werden die 1990 einge-
führten und zunächst kontingentierten Kabotage-
rechte, die es den EU-Transporteuren erlauben, auch
innerhalb eines anderen EU-Landes Fuhren zu über-
nehmen, mit dem neuen Gesetz uneingeschränkt ge-
währt. Damit kann jeder Unternehmer, der Inhaber ei-
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ner Gemeinschaftslizenz ist, grenzüberschreitenden
Güterkraftverkehr oder Kabotageverkehr betreiben.

Aus ordnungpolitischer Sicht ist die Deregulierung
des Güterkraftverkehrssektors in Deutschland be-
grüßenswert. Die strenge Marktreglementierung, die
mit dem für eine Regulierung nicht ausreichenden
Argument der Gefahr der ruinösen Konkurrenz be-
gründet wurde, führte zu zum Teil abenteuerlichen
Bemühungen, die Tarife zu umgehen. Der Markt wur-
de dadurch intransparent und die Preise waren ten-
denziell zu hoch. Ohne die Liberalisierung des euro-
päischen Binnenmarktes wäre dieser ineffiziente
Zustand wahrscheinlich noch erheblich länger erhal-
ten geblieben.

Aus umweltpolitischer Sicht ist das aufgrund der
relativen Verbilligung zu erwartende erhöhte Güter-
kraftverkehrsaufkommen negativ zu beurteilen. Das
bedeutet allerdings nicht, daß eine ineffiziente Regu-
lierung aufrechterhalten werden sollte, die nur zufällig
auch zu weniger Umweltverbrauch führt. Hier sind an-
dere Instrumente, die direkt bei den Schadstoffen an-
setzen, wie etwa eine deutliche Verteuerung des
Dieselkraftstoffes, sinnvoll. cw

Europa AG

Lange Verhandlungen

Alle Blicke richten sich auf die Euro-Einführung. Der
Binnenmarkt gilt schon als abgehakt. Gleichwohl sind
noch Projekte des Binnenmarktprogramms offen, die
die Einheitswährung erst voll wirksam werden lassen.
Das wichtigste ist das der Europa AG, also die Schaf-
fung einer über alle Rechts-, Steuer- und Rege-
lungsunterschiede hinweg einheitlichen Unterneh-
mensform. Erst diese beseitigt kostenaufwendige
grenzüberschreitende Behinderungen für die Unter-
nehmen und erleichtert den Zugang zu dem 1999 ent-
stehenden europäischen Kapitalmarkt. Nutznießer
wären dabei insbesondere mittelgroße Unternehmen,
die sich aufwendige Rechtsabteilungen nicht leisten
können.

An Bemühungen der EG-Kommission hat es bisher
nicht gefehlt. Schon 1970 wurde dem Rat die voll-
ständige Mustersatzung einer Europa AG zur Dis-
kussion vorgelegt. Sie wurde 1975 überarbeitet und
umfassend verhandelt, 1989 und 1991 jeweils neu
gefaßt, 1996 wieder aufgegriffen, geändert und in die-
sem Jahr nochmals, bis jetzt erfolglos, diskutiert. Als
Hauptproblem gilt die Mitbestimmungsregelung. Drei
Modelle sollen zulässig sein, das deutsche Modell mit
Aufsichtsrat, das französische mit eigenständigem

Personalvertretungsorgan und ein frei aushandelbares
tarifrechtliches Individualmodell. Während Deutsch-
land die Gleichwertigkeit der Modelle und damit das
starke Mitbestimmungsrecht Deutschlands allgemein-
gültig durchsetzen will, bevorzugen andere Staaten
ein weniger starkes oder gar keines. Steuerliche
Regelungen spielen daneben such noch eine Rolle.
Kommen die Verhandlungen nicht bald zu Ergeb-
nissen, wird die Mitbestimmung unter Umständen
später im Standortwettbewerb noch stärker aus-
gehöhlt. 28jährige Verhandlungen sollten wirklich aus-
reichen, um politisch und ökonomisch akzeptable
Lösungen zu finden, die auch dem Postulat einer de-
mokratischen Grundordnung gerecht werden. de

OPEC

Kritik an der Förderpolitik

Die Ölländer haben ihr Ziel, mit den im Frühjahr ver-
einbarten Förderkürzungen die Ölpreise auf den Welt-
märkten zu erhöhen, nicht erreicht, obwohl sich im
Gegensatz zu früher auch Produzenten außerhalb der
OPEC beteiligten. Auf der letzten OPEG-Konferenz
Ende Juni wurden daher weitere Einschränkungen in
einem etwas größeren Umfang angekündigt. Die
Spotnotierungen sind allerdings bislang nicht angezo-
gen, vielmehr sanken sie nach der Konferenz wieder
auf den niedrigen Stand von Anfang März vor der er-
sten Ankündigung von Fördereinschränkungen. Ein
Grund dafür sind erheblichen Zweifel am Ölmarkt, daß
den Ankündigungen entsprechende Kürzungen folgen
werden, da auch die Beschlüsse vom Frühjahr nicht
vollständig umgesetzt wurden. Die Einschränkungen
würden am Markt ohnehin erst nach mehreren
Wochen sichtbar werden. Darüber hinaus nehmen die
Öllieferungen des Irak, die nicht unter die Kürzungs-
vereinbarungen fallen, stärker als erwartet zu.

Aufgrund der reichlichen Ölversorgung und einer in-
folge der Krise in Asien schwachen Zunahme der Öl-
nachfrage sind Ölpreissteigerungen zunächst wenig
wahrscheinlich. Die Aussicht auf weiterhin deutlich
niedrigere Erlöse aus dem Ölexport hat innerhalb der
OPEC Kritik an der gegenwärtigen Förderpolitk her-
vorgerufen. In einigen Förderländern wird über Alter-
nativen zur wenig effektiven Produzentenorganisation
nachgedacht. Die von Saudi-Arabien jüngst vorge-
schlagene informelle Allianz großer Ölexportländer in-
nerhalb und außerhalb der OPEC dürfte aber nur dann
mehr Erfolg bei der Verbesserung der Einnahme-
situation haben, wenn sie eine deutlich bessere Pro-
duktionsdisziplin hat. ma
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